Berlin, 28. Oktober 2019

Rundschreiben des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales
Mehrbedarf bei gemeinschaftlicher Mittagsverpflegung in Werkstatten fiir
behinderte Menschen und in vergleichbaren tagesstrukturierenden Angeboten nach
§ 42b Absatz 2 SGB XII

Mit Inkrafttreten des Bundesteilhabegesetzes zum 1. Januar 2020 findet auch der neue
Mehrbedarf fur die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung nach § 42b Absatz 2 SGB XI|
Anwendung. Zweck der Vorschrift ist es, den Lebensunterhaltsbedarf fiir die gemein-
schaftliche Mittagsverpflegung in Werkstétten fur behinderte Menschen (WfbM), der bis-
lang der Eingliederungshilfe zugeordnet und deshalb auch von dieser finanziert wurde,
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sowie der Hilfe zum Lebensunter-
halt zuzuordnen. Da in der Zusammensetzung und damit auch die Hohe der Regelbedarfe
lediglich die im Haushaltskontext anfallenden und nicht die auf die Zubereitung von Spei-
sen anfallenden Verbrauchsausgaben enthalten sind (sogenannter Wareneinsatz), wurde
fur die darlber hinaus gehenden Aufwendungen ein pauschalierter Mehrbedarf geregelt
(vgl. BT-Drs. 18/9522, Seite 201, 327). Damit dient der Mehrbedarf neben der Abgeltung
des Wareneinsatzes bei auswartiger Verpflegung auch der Deckung von Aufwendungen,
die durch die Zubereitung und Bereitstellung von gemeinschaftlichem Mittagessen aul3er-
halb des persénlichen Wohnumfeldes entstehen. Eine zusatzliche Kostentragung des
Leistungsberechtigten aus dem Regelsatz fiir Kosten des Mittagessens ist nach der Strei-
chung des zunéchst im BTHG vorgesehen Eigenanteils mit dem Starke-Familien-Gesetz
ausgeschlossen. Kénnen aus dem Mehrbedarf nicht alle iber den Warenwert hinausge-
henden Kosten fir die Zubereitung und Bereitstellung, (z.B. Sach-, Personal- und Investi-
tionskosten) gedeckt werden, kann' der ungedeckte Teilbetrag von der Eingliederungs-
hilfe nach § 113 Absatz 4 SGB IX als Fachleistung ilbernommen werden. (vgl. a.a.O.,
Seite 201, 285, 327).

1. Anwendungsbereich
Der Mehrbedarf wird fir Mehraufwendungen bei gemeinschaftlicher Mittagsverpflegung in

einer WfbM, bei anderen Leistungsanbietern nach § 60 SGB IX oder im Rahmen ver-
gleichbarer tagesstrukturierender Angebote anerkannt.

' Die Entscheidung nach § 113 Absatz 4 SGB IX ist eine gebundene Entscheidung ohne Ermes-
sen. Ein Anspruch nach § 113 Absatz 4 SGB IX besteht jedoch nur, soweit die Voraussetzun-
gen zur Gewahrung von Leistungen der Eingliederungshilfe (z.B. schriftliche Vereinbarung zwi-
schen Tréager des Leistungserbringers und Trager der Eingliederungshilfe) vorliegen.
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a. Gemeinschaftliches Mittagessen
Voraussetzung flir den Mehrbedarf ist ein Mittagsangebot, das in der Verantwortung einer
WfbM bzw. eines anderen Leistungsanbieters oder im Rahmen vergleichbarer tagesstruk-
turierender Mallnahmen gemeinschaftlich bereitgestellt und eingenommen wird.

Ob ein gemeinschaftliches Mittagessen im Rahmen einer vergleichbaren anderen tages-
strukturierenden MalRnahme oder innerhalb des hauslichen Wohnumfelds bereitgestellt
und gemeinschaftlich eingenommen wird, ist danach zu beurteilen, inwiefern die Zuberei-
tung, Bereitstellung und gemeinschaftliche Einnahme des Mittagessens mit der entspre-
chenden Durchflihrung in WfbM und bei anderen Leistungsanbietern nach § 60 SGB IX
vergleichbar ist.

Umfasst sind demnach MalRnahmen, die unter dem ,verlangerten Dach” der Werkstatt
durchgefiihrt werden sowie MalBnahmen aul3erhalb einer Werkstatt, beispielsweise in be-
sonderen Tagesforderstatten. Um vergleichbar mit WfbM und anderen Leistungsanbietern
nach § 60 SGB IX zu sein, muss eine andere tagesstrukturierende MaRnahme regelma-
Rig klar vom Wohnen und allein hierauf bezogenen Unterstitzungsmafinahmen abge-
grenzt sein. Tagesstrukturierende MaRnahmen missen hinsichtlich ihrer zeitlichen Dauer
(vergleichbar der Arbeitszeit in WfbM) und den umfassten Wochentagen (von Montag bis
Freitag) mit einer (zumindest in Teilzeit ausgelibten) Beschaftigung in Werkstatten ver-
gleichbar sein.

Soweit tagesstrukturierende Mallnahmen in unmittelbarer Ndhe zum Wohnumfeld stattfin-
den, dirfen sich diese nicht auf das gemeinschaftliche Mittagessen oder diesem unterge-
ordnete Mal3nahmen (z.B. Assistenzleistungen) begrenzen. Vielmehr muss das gemein-
schaftliche Mittagessen - ebenso wie bei der Beschéaftigung in WfbM - zur Sicherung des
jeweiligen MalRnahmeerfolges erforderlich sein und sich insofern von einer allen Bewoh-
nern (in der besonderen Wohnform) angebotenen Mittagsverpflegung unterscheiden.
MaRgeblich fir die Beurteilung sind die Inhalte der jeweiligen tagesstrukturierenden Maf3-
nahme.

Innerhalb der besonderen Wohnform bereitgestellte gemeinschaftliche Mittagessen fiihren
nur unter den vorgenannten Voraussetzungen zur Anerkennung eines Mehrbedarfs nach
§ 42b Absatz 2 Nummer 3 SGB XII.



b. Mehraufwendungen
Voraussetzung flir den Mehrbedarf ist, dass den Leistungsberechtigten bei der Inan-
spruchnahme des gemeinschaftlichen Mittagessens (Mehr-) Aufwendungen fiir das ge-
meinschaftliche Mittagessen entstehen. Hierfiir wird es vertraglicher Vereinbarungen zwi-
schen den Leistungsberechtigten und der WfbM, dem Anbieter der tagesstrukturierenden
MafRnahme oder dem Anbieter des Mittagessens bedirfen, aufgrund derer die Leistungs-
berechtigten fiir die Bereitstellung des Mittagessens gegentiber einem Dritten zur Zahlung
verpflichtet sind. Dem stehen andere Vereinbarungen mit der WfbM oder dem Anbieter
der tagesstrukturierenden MalRnahme gleich, in denen sich Leistungsberechtigte fir die
entgeltliche Teilnahme am gemeinschaftlichen Mittagessen im Rahmen der jeweiligen
MaRnahme entscheiden.

(Mehr-) Aufwendungen fiir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung entstehen deshalb
nur unter der Voraussetzung, dass daflr eine gesonderte Abrechnung im Sinne von § 42b
Absatz 2 SGB XI| gegeniiber den Leistungsberechtigten und damit nicht fir eine in der
Unterkunft bereitgestellte Mittagsverpflegung erfolgt. Entsprechende Aufwendungen fiir
eine gemeinschaftliche Mittagsverpflegung als Voraussetzung fir den Mehrbedarf kénnen
sich daher nicht ergeben aus Vertragen

 mit Leistungserbringern tiber die hdusliche Erndhrung,
* mit Leistungsanbietern tUber die Unterbringung in der besonderen Wohnform, die wei-
tere Leistungen zur dort bereitzustellenden Verpflegung beinhalten.

Da der Gesetzgeber mit § 42b Absatz 2 SGB Xl ausweislich der Begriindung sowie der
finanziellen Schatzungen keinen gesonderten Mehrbedarf fur alle Menschen mit Behinde-
rungen zur Deckung von Mehraufwendungen flr jede Art von gemeinschaftlichem Mittag-
essen geregelt hat (vgl. BT-Drs. 18/9522, Seite 213, 327), missen die (Mehr-) Aufwen-
dungen darin begriindet sein, dass ein gemeinschaftliches Mittagessen zusatzlich zu den
im hauslichen Wohnumfeld erbrachten Leistungen zur Verfiigung gestellt und in Anspruch
genommen wird,

Keine durch einen Mehrbedarf abzudeckenden Aufwendungen liegen demnach bei den
Aufwendungen fir ein gemeinschaftliches Mittagessensangebot vor, dass fir alle Bewoh-
ner in einer gemeinsamen Unterkunft bereitgestellt wird.

Auch insoweit kommt es fiir die Anerkennung eines Mehrbedarfs bei vergleichbaren ta-
gesstrukturierenden MalRnahmen inshesondere bei Leistungsberechtigten in der besonde-
ren Wohnform entscheidend darauf an, dass eine klare Abgrenzung zwischen hauslicher
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beitstage zu Grunde gelegt werden. Pauschalierte Bewilligungen werden nur bei wesentli-
chen Anderungen (s. u. unter 4b) oder auf Antrag des Leistungsberechtigten (s. u. unter
5) durchbrochen.

Im Einzelnen:

Da zur Berechnung des Mehrbedarfs ausgehend vom Gesetzeswortlaut* und der Geset-
zesbegriindung® die Zahl der Arbeitstage mafRgeblich ist, ist fir jeden Monat des Bewilli-
gungszeitraums die zu erwartende Anzahl der Arbeitstage zugrunde zu legen.

Im Interesse einer verwaltungsschonenden, fir die Leistungsberechtigten transparenten
und nachvollziehbaren bundeseinheitlichen Verwaltungspraxis bestehen unter Berlick-
sichtigung der Gesetzesbegriindung keine Bedenken dagegen, der prognostischen Er-
mittlung der zu beriicksichtigenden Arbeitstage folgende Werte zugrunde zu legen:

bei einer 5-Tage-Arbeitswoche®: 19 Arbeitstage pro Monat
bei einer 4-Tage-Arbeitswoche: 15 Arbeitstage pro Monat
bei einer 3-Tage-Arbeitswoche: 11 Arbeitstage pro Monat
bei einer 2-Tage-Arbeitswoche: 8 Arbeitstage pro Monat
bei einer 1-Tag-Arbeitswoche: 4 Arbeitstage pro Monat

Daraus ergéaben sich fir die prognostische Feststellung folgende gleichbleibende Monats-
werte (Stand 2019):

RegelmiBige Arbeitstage Héhe des Mehrbedarfs
5-Tage-Arbeitswoche 64,60 Euro
4-Tage-Arbeitswoche 51,00 Euro
3-Tage-Arbeitswoche 37,40 Euro
2-Tage-Arbeitswoche 27,20 Euro
1- Tag-Arbeitswoche 13,60 Euro

Soweit zum Zeitpunkt der Prognoseentscheidung bereits feststeht, dass in einem Kalen-
dermonat an einer bestimmten Anzahl von Tagen wegen Krankheit (z.B. bei bereits vorlie-
gender Krankschreibung oder feststehenden Krankenhausaufenthalts) oder Abwesenheit

4 ,Die Mehraufwendungen je Arbeitstag sind ein Dreiigstel ..." (§ 42 Absatz 2 Satz 3 SGB XI|
i.d.F. d. G. vom 29. April 2019)

5 Der Gesetzgeber geht in der Begriindung davon aus, dass ,sich die Héhe des monatlichen
Mehrbedarfs nach der Anzahl der eingenommenen Mittagessen und damit nach der Anzahl der
Arbeitstage ergibt* (BT-Drs. 19/8613, S. 29)

6 Angenommen, an jedem Arbeitstag wird ein gemeinschaftliches Mittagessen zur Verfiigung ge-
stellt und die leistungsberechtigte Person mdchte hieran grundsétzlich teilnehmen. Anderenfalls
reduziert sich die Zahl der Arbeitstage auf die fur eine 4-, 3- oder 2-Tage-Arbeitswoche.
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Ausgehend von der Zahl der wéchentlichen Arbeitstagé ist die Hohe des anzuerkennen-
den Mehrbedarfs unter Beriicksichtigung weiterer, zum Zeitpunkt der Bewilligung bereits
bekannter Umsténde (z.B. im Voraus bekannte Abwesenheiten wegen Kur) monatsgenau
zu ermitteln.

b. Anderungen im Bewilligungszeitraum
Leistungsberechtigte bleiben wahrend des Leistungsbezugs verpflichtet, wesentliche -
den Leistungsanspruch betreffende - Anderungen unverziiglich mitzuteilen.

Wesentlich im Hinblick auf die Anerkennung des Mehrbedarfs nach § 42b Absatz 2
SGB XlI sind Anderungen, die dazu fiihren, dass die Voraussetzungen zur Anerkennung
des Mehrbedarfs entfallen oder sich der Umfang des Mehrbedarfs wesentlich (nicht nur
voriibergehend und nicht nur unerheblich) verandert.

Demnach ist die Entscheidung von Leistungsberechtigten, grundséatzlich nicht mehr oder
nur noch in geringerem Umfang an gemeinschaftlichen Mittagessen teilzunehmen sowie
eine entsprechende Veranderung der Wochenarbeitszeit (4-Tage-Woche anstatt bisheri-
ger 5-Tage-Arbeitswoche), unverziglich mitzuteilen. Das gleiche gilt fiir absehbare Zeiten
langerer Abwesenheiten, sofern sie nicht bereits bei der Ermittlung der Arbeitstage in die
Anerkennung des Mehrbedarfs eingeflossen sind.

Danach sind jedenfalls im Voraus absehbare Abwesenheiten (z.B. Teilnahme an Kuren
oder Reha-MalRnahmen, Krankschreibungen) von mindestens 2-wdchiger ununterbroche-
ner Dauer im Voraus anzuzeigen.

Sofern der prognostischen Ermittlung eine monatlich gleichbleibende Anzahl von Arbeits-
tagen zugrunde gelegt wurde (z.B. 19 Arbeitstage bei 5-Tage-Arbeitswoche) bedarf es ei-
ner gesonderten Anzeige von Urlaubstagen nicht, weil diese bei der pauschalierten Be-
trachtung bereits gleichmaRig berticksichtigt worden sind.

c. Nachtragliche Mitwirkungspflichten
Nachtragliche Mitwirkungspflichten bestehen nur, sofern tber die Bewilligung der Leistun-
gen vorlaufig entschieden wurde und der Trager zur Mitwirkung an der abschliefenden
Feststellung des Leistungsanspruchs auffordert (§ 44a Absatz 5 Satz 3 SGB XllI). Das
Gleiche gilt, sofern Leistungsberechtigte eine abschlieRende Entscheidung beantragen
(§ 44a Absatz 5 Satz 2 SGB XIlI).



5. AbschlieRende Entscheidung

Wurden Geldleistungen nach dem Vierten Kapitel des SGB XlI einschlieftlich dem Mehr-
bedarf nach § 42b Absatz 2 SGB Xl| vorlaufig bewilligt, so ist nach Abschluss des Bewilli-
gungszeitraums nur dann abschliefend tber den monatlichen Leistungsanspruch zu ent-
scheiden

« wenn feststeht, dass die vorlaufig bewilligte Leistung nicht der abschlieflend fest-
stehenden entspricht oder
« die leistungsberechtigte Person dies innerhalb eines Jahres beantragt.

Liegen dem Trager keine Mitteilungen der leistungsberechtigten Person oder der WfbM
tiber wesentliche Abwesenheitszeiten vor (und bestehen keine anderen Anhaltspunkte),
kann davon ausgegangen werden, dass die im Bewilligungszeitraum vorldufig bewilligten
Leistungen insgesamt den abschlie®end fir den Bewilligungszeitraum festzusetzenden
Leistungen entsprechen. In diesen Fallen gilt die vorlaufige Entscheidung regelmaRig
nach Ablauf der Frist des § 44a Absatz 6 SGB Xl| als abschlieRfend festgesetzt. @
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(6) Ergeht innerhalb eines Jahres nach Ablauf des Bewilligungszeitraums keine abschließende Entscheidung nach Absatz 4, gelten die vorläufig bewilligten Geldleistungen als abschließend festgesetzt.

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbxii/44b.html

(1) ...Träger können mit einem bestandskräftigen Erstattungsanspruch nach § 44a Absatz 7 gegen den monatlichen Leistungsanspruch aufrechnen.
(2) Die Höhe der Aufrechnung nach Abs. 1 beträgt monatlich 5 Prozent der maßgebenden Regelbedarfsstufe
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